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Fragenkatalog Genehmigungen 

 

1. Wie schätzen Sie den Stand der Genehmigungsverfahren aktuell ein? Ist die Frage der 
Genehmigungen aktuell ein Engpass für Investitionen im Wassersektor?  
 
Genehmigungsverfahren sind aktuell ein wesentlicher Engpass für Investitionen im Wassersektor. 
Für jedes Bau- oder Infrastrukturprojekt gilt: Solange keine Genehmigung vorliegt, können keine 
Ausschreibungen erfolgen und keine Bauarbeiten beginnen. Dies blockiert dringend erforderliche 
Maßnahmen zur Versorgungssicherheit und Klimaanpassung. Besonders problematisch ist, dass 
Genehmigungen oft erst deutlich später vorliegen, als es für eine verlässliche Investitionsplanung 
notwendig wäre. Für Wasserversorgungsunternehmen bedeutet dies, dass Projektkosten steigen 
und dringend benötigte Infrastrukturprojekte nicht rechtzeitig umgesetzt werden können. 
Genehmigungsverfahren binden darüber hinaus erhebliche Kapazitäten: Personalressourcen sind 
über lange Zeiträume mit Abstimmungen beschäftigt, anstatt neue Investitionen vorzubereiten. 
 

2. Welche Erfahrungen haben Sie in den letzten Jahren mit Genehmigungsverfahren im Bereich 
der Wasserwirtschaft gemacht – und wo erleben Sie konkret Verzögerungen oder unnötige 
Komplexität? Sind die Genehmigungsverfahren aus Ihrer Sicht vergleichbar oder liegen die 
zeitkritischen Genehmigungsschritte bei jedem Verfahren an anderer Stelle?  
 
Unsere Erfahrungen zeigen: Es gibt nicht den „einen“ kritischen Schritt, der Verfahren regelmäßig 
verzögert. Vielmehr unterscheiden sich die Engpässe projektabhängig (u.a. große Einzelprojekte 
vs. Standardmaßnahmen). Die Engpässe sind im Wesentlichen von den örtlichen Gegebenheiten 
sowie der Komplexität der Baumaßnahme und den damit involvierten Behörden abhängig 
(Naturschutz, Baumschutz, Mobilitätsrelevantes Netz, Landes- / Bundeswegenetz, etc.). Hinzu 
kommt eine gesteigerte Sensibilität der von der Baumaßnahme betroffen Anwohner und 
Gewerbetreibenden sowie der Politik. 
 
Besonders hinderlich ist die Praxis, immer mehr Behörden einzubinden, ohne klare Fristen für 
deren Stellungnahmen zu setzen. Hinzu kommen Doppelprüfungen, die Prozesse unnötig 
verlängern. Insgesamt sind die Genehmigungsbehörden wenig entscheidungsfreudig und 
stimmen sich nicht miteinander ab, mit der Tendenz jeweils maximale Anforderungen zu stellen. 
Auch externe Faktoren wie Kampfmittelbeseitigung, Denkmalschutz oder Auflagen zu Bäumen 
und Grünflächen verzögern Projekte erheblich. Beispiel: Ersatz einer Netzstation musste 
mehrfach angepasst werden, weil Grünflächenamt und Verkehrsamt widersprüchliche 
Anforderungen stellten.  
 

3. Worin liegen die maßgeblichen Gründe für langwierige Genehmigungs-verfahren? Welchen 
zentralen rechtlichen Hürden oder Konkurrenzen zu anderen Rechtsgebieten gibt es, die die 
Projekte verzögern?  
 
Die aus unserer Sicht maßgeblichen Gründe sind: 

a. Fehlende Fristen: Weder bei Kommunen noch bei Bezirksregierungen gibt es feste 
Vorgaben, bis wann Stellungnahmen abzugeben sind. Anträge bleiben dadurch lange 
unbearbeitet. 

b. Absicherungsmentalität: Risiken sollen bereits im Genehmigungsverfahren vollständig 
ausgeschlossen werden. Dies führt zu zusätzlichen Prüfungen und Nachforderungen. 

c. Unklare Zuständigkeiten: Immer wieder müssen nach Beginn des Verfahrens weitere 
Ämter beteiligt werden. 
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d. Rechtskonkurrenzen: Naturschutz, Denkmalschutz, Bau- und Verkehrsrecht stehen 
häufig in Konflikt mit Versorgungsinteressen. 

e. Externe Hemmnisse: Kampfmittelbeseitigung oder archäologische Begleitungen 
verzögern Projekte teils erheblich.  

f. Personalmangel: Häufig fehlt es an personellen Kapazitäten, urlaubsbedingt bleiben 
Verfahren wochenlang liegen.  

 
4. Wie kann eine moderne Verwaltung bei Zielkonflikten zwischen konkurrierenden 

Rechtsbereichen und Aufgaben der Daseinsvorsorge – zum Beispiel in den Bereichen 
„Hochwasserschutz“ oder „Trinkwasserversorgung“ – eine nachvollziehbare, rechtssichere 
und zugleich handlungsorientierte Abwägung vornehmen? Welche Rahmenbedingungen 
kann und sollte das Land NRW schaffen, um rechtssichere Entscheidungen sicherzustellen? 
 
Eine moderne Verwaltung muss Zielkonflikte frühzeitig erkennen und koordinierend begleiten. 

a. Zentrale Koordination pro Projekt: Ein wichtiger Schritt ist die frühzeitige Erkennung 
eines Zielkonfliktes und jemanden, der sich auf behördlicher Seite zur Klärung berufen 
fühlt. Hier wäre aus unserer Sicht eine zentrale Koordination pro Projekt seitens der 
Behörde begrüßenswert. Bei größeren Projekten gibt es z.T. Personen, die sich für die 
Bündelung der Interessen der unterschiedlichen Ämter verantwortlich fühlen und das 
merkt man. Als Antragsteller wünscht man sich einen behördlichen Ansprechpartner. 

b. Mutigere Entscheidungen: Fachämter müssen handlungsorientierter entscheiden 
dürfen, ohne Haftungsrisiken zu fürchten.  

c. KPIs für ausgesprochene Genehmigungen? 
d. Rahmen durch das Land NRW: Klare Leitlinien für Abwägungen (z. B. Vorrang der 

Trinkwasserversorgung bei Nutzungskonkurrenzen). 
Heute stehen Aufgaben der Daseinsvorsorge gleichberechtigt nebeneinander. Eine 
definierte Rangfolge würde helfen, Konflikte schneller zu lösen. Wichtig ist auch die 
Digitalisierung: Antragsteller sollten Ansprechpartner online finden, Unterlagen digital 
einreichen und Rückmeldungen zeitnah erhalten. 
 

5. Wie lassen sich Genehmigungsverfahren im Wassersektor aus Ihrer Sicht beschleunigen, 
ohne dabei die Ziele des Umwelt- und Gewässerschutzes oder anderer konkurrierender 
Rechtsgebiete zu gefährden?  
 
Beschleunigung ist möglich, ohne den Umweltschutz zu gefährden: 

a. Standardisierte Verfahren: Für Routinevorhaben (z.B. Leitungserneuerungen) sollte es 
am besten in ganz NRW ein einheitliches (elektronisches) Verfahren mit vereinheitlichten 
Prüfmaßstäben geben. Dort könnten Bearbeitungszeiten standardisiert und Baustandards 
festgelegt werden. Heute erhalten wir in Genehmigungen oft Auflagen, die ohnehin dem 
Stand der Technik entsprechen.  

b. Genehmigungsfiktion: Wenn innerhalb einer bestimmten Zeit keine Antwort kommt, gilt 
die Genehmigung als erteilt.  

c. Pragmatische Regelungen bei Folgegenehmigungen: Bei wasserrechtlichen 
Genehmigungen zur Grundwasserentnahme handelt es sich meist um 
Folgegenehmigungen z. T. bereits jahrzehntelanger Entnahmen. Die anzutreffende Flora 
und Fauna sind Ergebnis der jahrzehntelangen Förderung. Kartierungen von Flora und 
Fauna sollten deshalb nur bei wesentlichen Änderungen (±15 % Entnahmemenge oder 
nachweisliche Übernutzung) verlangt werden. 

d. Frühzeitige Einbindung: Konfliktpotenziale lassen sich frühzeitig erkennen, wenn 
Behörden und Antragsteller bereits in der Vorplanungsphase im Dialog stehen.  
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6. Mit welchen finanziellen Mehrbelastungen ist bei Vorhaben im Wassersektor zu rechnen, 

wenn Genehmigungsverfahren unnötig verzögert werden? Können Sie Beispiele benennen?  
 
Verzögerungen haben mehrere finanzielle Folgen: 

a. Baupreissteigerungen: In den letzten Jahren lagen diese deutlich über der Inflationsrate. 
Ein Projekt, das zwei Jahre später umgesetzt wird, kann 15–25 % teurer werden. 

b. Gebundene Kapazitäten: Zeit, die für ein Verfahren aufgewendet wird, fehlt für andere 
Vorhaben/Investitionen, verringerter Gesamtoutput 

c. Opportunitätskosten: Versorgungslücken müssen durch Übergangslösungen (z. B. 
Provisorien) gedeckt werden, was zusätzliche Kosten verursacht. 
 

7. Wie bewerten Sie die derzeitige Zuständigkeitsverteilung bei wasserrechtlichen 
Genehmigungen zwischen Bezirksregierungen, Landesbehörden, Kreisen und kreisfreien 
Städten in NRW? Welche strukturellen Anpassungen würden Sie empfehlen, um die 
Bearbeitung von Anträgen effizienter zu gestalten?  

Hier bestehen aus unserer Sicht keine signifikanten Probleme in der Zuständigkeitsverteilung. 
Folgegenehmigungen könnten pragmatischer gehandhabt werden, siehe Punkt 5c. Bei Problemen 
wäre auch hier eine zentrale Koordinationsstelle hilfreich.  

8. Welche Möglichkeiten sehen Sie, Genehmigungsprozesse in der Wasserwirtschaft zu 
beschleunigen und wie beurteilen Sie diese (zum Beispiel Genehmigungsfiktionen, 
Selbstgenehmigungen oder Ansätze, wie sie beispielsweise in den Niederlanden angewandt 
werden?)  
 

a. Genehmigungsfiktionen: geeignet für Routinefälle ohne kritische Umweltfolgen. 
b. Selbstgenehmigungen: zertifizierte Versorger im KRITIS-Bereich sollten kleinere 

Maßnahmen eigenständig durchführen dürfen. 
c. Internationale Ansätze: In den Niederlanden gilt das One-Stop-Shop-Prinzip mit 

zentraler Anlaufstelle und festen Fristen – kann ggf. ein Vorbild für NRW sein! 
 

9. Welche konkreten digitalen Werkzeuge, standardisierten Verfahren oder Leitfäden könnten 
dazu beitragen, Genehmigungsprozesse im Bereich der Wasserinfrastruktur zu 
beschleunigen und gleichzeitig die Planungssicherheit für Kommunen, Versorger und 
Investoren zu erhöhen? 
  

a. Ebenenübergreifende Plattform: Gemeinsame digitale Akten, auf die alle Beteiligten 
zugreifen. Ein Amt könnte dann auch die Anmerkungen der anderen sehen.  

b. Standardisierte Formulare, Checklisten und Schnittstellen: vermeiden 
Nachforderungen. 

c. Digitale Leitfäden: unterstützen Antragsteller, Fehler im Vorfeld zu vermeiden. 
d. KI-Nutzung: ggf. Erstellung einer KI, welche die in der digitalen Plattform aufgeführten 

Maßnahmen auf Konfliktpotential hin prüft und eine Koordination verpflichtend macht 
 

10. Wo sehen Sie Ansatzpunkte, um eine durchgehende Digitalisierung ohne Medienbruch 
sowie eine zentrale Datenhaltung zur Vermeidung von Doppelungen zu erreichen?  
 

a. Zentrale digitale Projektakten: Alle Daten werden einmal eingereicht und stehen allen 
Ämtern zur Verfügung. 

b. „Once-only“-Prinzip: Antragsteller liefern Informationen nur einmal. 
c. Interoperabilität: IT-Systeme der Behörden müssen kompatibel sein. 
d. Kleine Schritte zuerst: Abbau von Medienbrüchen auf lokaler Ebene (z. B. zwischen 

Kommune und Versorger). 



Stellungnahme Dr. Carsten Schmidt, RheinEnergie AG Köln 26.08.2025 

 
11. Inwiefern sind die derzeitigen Instrumente zur Öffentlichkeitsbeteiligung noch zeitgemäß? 

Wie könnte die Beteiligung der Öffentlichkeit unter dem Druck zur Maßnahmenumsetzung 
aufgrund des Klimawandels trotzdem effizient umgesetzt werden?  
 

a. Problem: Leider wird die Öffentlichkeitsbeteiligung mittlerweile genutzt, um Politik zu 
betreiben. Auch verunsichert diese zunehmend die ausführende Verwaltung. Hierdurch 
werden weitere Untersuchungen, Analysen und/oder Gutachten gefordert. Nicht, weil der 
einzelne Sachbearbeiter dies benötigt, sondern wegen etwaiger Fragen im Rahmen der 
Öffentlichkeitsbeteiligung vor allem seitens der Naturschutzverbände.  

b. Vereinfachung: Keine neue Öffentlichkeitsbeteiligung bei Folgegenehmigungen ohne 
wesentliche Änderungen. 

 
Eine adäquate Öffentlichkeitsarbeit wird allerdings immer wichtiger. Die Bürgerinnen und Bürger 
möchten informiert sein, was vor ihrer Haustüre passiert und warum. Gerade bei großen 
Baumaßnahmen ist eine vorherige (je nach Umfang der Maßnahme abgestuft) 
zielgruppenorientierte Kommunikation erforderlich. Probleme / Herausforderungen werden 
dadurch im Vorfeld bekannt und können berücksichtigt werden, um Eingriffe in die Umgebung 
sowie Belastungen für Anwohner möglichst gering zu halten.  
 

c. Digitale Einbindung: Online-Portale, QR-Codes, digitale Anhörungen. 
d. Transparenz: Infotafeln vor Ort bleiben bewährt. 

 
12. Sehen Sie künftig Herausforderungen bei der Erteilung von Wasserrechten im Hinblick auf 

das verfügbare Wasserdargebot in Zeiten des Klimawandels?  
 
Die zentrale Herausforderung im wasserwirtschaftlichen Kontext ist weniger technischer Natur 
als psychologisch und politisch: Es herrscht eine tief verwurzelte Vorsicht in Behörden und 
Öffentlichkeit, die von einer einseitigen Wahrnehmung des Klimawandels geprägt ist. Dieser wird 
primär mit Wasserknappheit, Dürre und Hitze assoziiert – weniger mit einer Zunahme komplexer 
Extremwetterereignisse. Das Ergebnis ist eine Absicherungsmentalität, die auf maximale 
Risikovermeidung statt auf intelligentes Risikomanagement setzt. Risiken werden nicht aktiv 
bewertet, sondern pauschal ausgeschlossen. Dabei fehlt es nicht an Wissen, sondern an 
Vertrauen in die eigene Steuerungsfähigkeit. Bereits die Laufzeiten von wasserrechtlichen 
Erlaubnissen spiegeln diese Haltung wider. Zwar erlaubt §14 Abs. 2 WHG ausdrücklich Laufzeiten 
von über 30 Jahren, wenn sachlich gerechtfertigt – tatsächlich erteilt etwa die Bezirksregierung 
Köln standardmäßig nur 20 Jahre. Eine simple Anpassung auf 30 Jahre würde den Aufwand für 
Behörden und Antragsteller um rund 30 % senken – bei gleichzeitiger Wahrung aller 
umweltrechtlichen Anforderungen. Doch statt dieses Effizienzpotenzial zu heben und auf 
verlässliches Monitoring zu setzen, wird aktuell sogar über eine Verkürzung der Laufzeiten 
diskutiert – insbesondere von Seiten einiger Naturschutzverbände. Diese Entwicklung läuft einem 
nachhaltigen, vorausschauenden Ressourcenmanagement entgegen. Dabei bieten sowohl die 
kommunale Trinkwasserversorgung als auch industrielle Nutzungen belastbare Erfahrungswerte 
auf Basis jahrzehntelanger Datenreihen. Kombiniert mit heutigen Klimaprognosen lässt sich klar 
identifizieren, in welchen Regionen ernstzunehmende Herausforderungen auftreten – und wo 
stabile Rahmenbedingungen herrschen. 
 
Fazit: In Regionen ohne prognostizierte Engpässe sollte die Genehmigungslaufzeit konsequent 
auf 30 Jahre ausgedehnt werden. Dies schafft Planungs- und Investitionssicherheit, entlastet die 
Verwaltung und stärkt das Vertrauen in ein modernes, datenbasiertes Umweltmanagement. Der 
nächste Entwicklungsschritt liegt nicht im Mehr an Regulierung, sondern in smarteren, 
differenzierteren Steuerungsinstrumenten. 
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13. Wie sind Landes- und Regionalplanung, (inter-) kommunale Entwicklungskonzepte sowie 
Umweltplanung anzupassen, um a) eine wasser- und hitzeangepasste 
Landesentwicklungsplanung und Regionalplanung sowie b) eine wassersensible 
Landschafts- und Stadtentwicklung zu ermöglichen? 

Der Klimawandel erfordert eine grundlegende Anpassung der Landes- und Regionalplanung 
sowie der (inter-)kommunalen Entwicklungskonzepte. Aus unserer Sicht sind folgende Punkte 
bedeutsam: 

a. Integration von Wasser- und Hitzeindikatoren in die Planung: In Flächennutzungs-
plänen und Regionalplänen sollten Wasserverfügbarkeit, Grundwasserneubildung und 
Hitzebelastung systematisch berücksichtigt werden. So können Flächen mit erhöhtem 
Risiko für Trockenheit oder Überflutung frühzeitig erkannt und entsprechend entwickelt 
werden. 

b. Verbindliche Berücksichtigung von Resilienz: In allen Planungsebenen sollten 
verpflichtende Kriterien zur Wasser- und Hitzebeständigkeit eingeführt werden, z. B. 
Mindestanteile an Entsiegelung, Begrünung oder Retentionsflächen bei neuen 
Baugebieten. 

c. Blau-grüne Infrastruktur: Maßnahmen wie Regenwasserrückhalt, Dach- und 
Fassadenbegrünung, offene Wasserflächen und Schwammstadtkonzepte müssen stärker 
gefördert und planerisch verankert werden. Sie helfen, Starkregen zu bewältigen und 
Hitzeinseln zu reduzieren. 

d. Frühzeitige Integration der Wasserwirtschaft: Unternehmen der Wasserwirtschaft 
sollten früh in Planungsprozesse eingebunden werden, damit Infrastrukturbedarfe mit der 
Flächenplanung abgestimmt werden können. 
 

14. Erläutern Sie bitte beispielhaft anhand konkreter Projekte, woran diese gescheitert bzw. 
wodurch diese verzögert worden sind. Wie hätten die Verfahren in diesen Fällen besser 
gelingen können?  

Die Ursachen und Hintergründe sind bereits in den oben genannten Antworten ausgeführt. 
Beispielhaft seien hier die Genehmigungszeiträume für wichtige Baumaßnahmen in der Kölner 
Wasserversorgung genannt.  

Bauvorhaben Antrag eingereicht Genehmigung erteilt 
Umbau Druckerhöhungsstation 24.05.2018 17.10.2019 
Neubau Druckerhöhungsstation 14.10.2019 17.01.2021 
Lüftungsgebäude Wasserwerk 04.08.2022 24.05.2023 
Trafostation Wasserwerk 18.12.2019 27.10.2020 
Stationäres Notstromaggregat 
Wasserwerk 

18.12.2020 06.01.2022 

Neubau UV-Desinfektion Wasserwerk  14.10.2024 steht noch aus 
Neubau Wasserwerk 12.12.2024 steht noch aus 

 

 
15. Bitte nennen Sie möglichst konkrete Vorschriften, Abläufe etc., die angepasst werden 

müssten und erläutern Sie die Problematik und mögliche Lösungsansätze.  

Häufig sind Vielzahl und Unübersichtlichkeit der Vorschriften das Problem.  Ein möglicher Ansatz 
wäre z.B. das Bauantragsverfahren transparenter zu gestalten. Für den Antragsteller sollte 
ersichtlich sein, welche Behörden wie und wann beteiligt werden. Die vom Bauaufsichtsamt 
beteiligten Stellen haben oft Nachfragen. Diese werden aber nicht direkt mit dem Antragsteller 
geklärt, sondern gehen formal wieder an das Bauaufsichtsamt. Diese leitet die Fragen weiter, 
sammelt die Antworten und sendet diese wieder an die beteiligte Stelle. Hier ist ein direkter 
Austausch zwischen Antragssteller und Stellungnehmer zeitsparender. 
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KRITIS-Bauvorhaben prioritär abarbeiten: Diese sollten prioritär bearbeitet werden und nicht 
nach dem Prinzip „First-in-First-Serve“ auf Bearbeitungsstapeln liegen bleiben. 
Versorgungskritische Infrastruktur muss gerade im Fall von Personalengpässen Vorrang 
bekommen, um Sicherheit und Resilienz zu gewährleisten. 

Kampfmittelverordnung: Die Aufgabenverteilungen und Verantwortlichkeiten zwischen der 
Bezirksregierung Düsseldorf und den Kommunen – insbesondere dem Ordnungsamt der Stadt 
Köln – sollten dringend überprüft werden. In Köln hat die Umsetzung der Verordnung aufgrund der 
hohen Kampfmittelbelastung zwar ihre klare Daseinsberechtigung. Allerdings führt die 
zusätzliche Einbindung der Berufsgenossenschaft im Prozess zu erheblichen Verzögerungen und 
unkalkulierbaren Mehrkosten. Hier wäre eine Vereinfachung und klare Abgrenzung der 
Zuständigkeiten zweckdienlich. 


